
as Menschenrecht, das am ehe sten mit
staatlicher Ordnung und Machtausübung

kollidiert, ist das zentrale Recht der Glaubens- und
Gewissensfreiheit. Vor allem mit der Gewissens-
freiheit der Kriegsdienstverweigerer können sich
die Verwalter staatlicher Gewalt in aller Welt nur
schlecht abfinden . « Die s schrieb Ulrich Finckh, der
langj ährige Vorsitzende der »Zentralstelle für
Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer au s
Gewissensgründen e .V. « (Zentralstelle KDV) an-
lässlich de s 2 5-j ährigen B estehens der Zentralstelle
KDV im Jahre 1 9 8 2 .

Seitdem sind wiederum 2 5 Jahre vergangen,
und die ser Tage wurde das 5 0-j ährige B estehen der
Zentralstelle KDV und ihr Eintreten für die Rechte
der Kriegsdienstverweigerer in einer Jubiläums-
veranstaltung in B erlin gewürdigt. Dies ist sicher-
lich ein guter Anlass , die bisherige Arb eit der Zent-
ralstelle KDV einer kritischen B ewertung zu unter-
ziehen und ihren Einfluss und ihre B edeutung für
das Recht auf Kriegsdienstverweigerung (KDV) in
D eutschland zu untersuchen .

Die Gründungsphase

Die Zentralstelle KDV wurde am 2 . März 1 9 5 7 von
verschiedenen kirchlich-religiö sen Gruppen und
Friedensverb änden gegründet. Sie ist aus dem b e-
reits am 2 3 ./2 4 . Mai 1 9 5 3 gebildeten »D eutschen
Ausschuß für Fragen der Wehrdienstverweige-
rung« hervorgegangen . Dieser Ausschuss war der
»Arb eitsgemeinschaft D eutscher Friedensverb än-
de« (ADF) , einer damaligen D achorganisation p azi-
fistischer Verb ände , angegliedert und hatte sich
zur Aufgab e gemacht, die Intere ssen von Kriegs-
dienstverweigerern (KDVer) in der Bundesrepu-
blik D eutschland gegenüber Regierung, Parlament
und Öffentlichkeit zu vertreten . D as wurde neben
der B eratung und direkten Unterstützung von
KDVern auch eine wichtige Aufgab e der Zentral-
stelle KDV, die mittlerweile eine gemeinsame Ein-
richtung von 2 6 Mitgliedsverb änden au s dem
kirchlich-religiö sen, p azifistischen, gewerkschaft-
lichen sowie aus dem (jugend)politischen und ju-
ristischen B ereich geworden ist.

Die Arb eit de s Vorläufers der Zentralstelle KDV,
der »D eutsche Ausschuß für Fragen der Wehr-
dienstverweigerung« , war im B ereich der ge setzli-
chen Au sführungsb estimmungen zu Artikel 4
Ab satz 3 Grundgesetz (GG) nur b edingt erfolg-
reich . Er konnte einige zentrale Forderungen (z . B .
ein eigenständige s KDV-Gesetz, Anerkennung der
situationsbedingten und politischen KDV, kein
Zwangsersatzdienst) nicht durchsetzen . Trotzdem
fällt die Gesamtb ewertung po sitiv aus , da e s gelang,
weitaus restriktivere Vorstellungen zur ge setzli-
chen Regelung der KDV zu verhindern (z . B . KDV
nicht in Friedenszeiten, keine KDV von Wehr-
dienstleistenden) .

No ch wichtiger ist ab er, dass der Ausschuss sich
als allgemein ge achteter und akzeptierter Interes-
senvertreter und als »Schutz- und Informationsstel-
le« für die KDVer etablieren konnte . D er Ausschuss
ermöglichte eine kontinuierliche Zusammenar-
b eit von hö chst unterschiedlichen Mitgliedsver-
b änden und verb esserte somit auch deren Effekti-
vität und Einflussmöglichkeiten . Zu einem Groß-
teil war dies dem persönlichen Einsatz und den
vielfältigen Kontakten von Prof. Siegmund-Schult-
ze , dem ersten Präsidenten der Zentralstelle KDV,
zu verdanken . Ab er auch die Selb stb eschränkung
des Ausschusse s (keine Werbung für die KDV zu
machen) , die die Zusammenarb eit der verschiede-
nen Mitgliedsverb ände erst ermöglichte und zu-
dem sein Engagement vor dem Vorwurf der »kom-
munistischen Steuerung« b ewahrte , war eine wich-
tige Voraussetzung für seine effektive Arb eit. (Die
S atzung der sp äteren Zentralstelle KDV erlaubt bis
heute keine »Prop aganda« für die Kriegsdienstver-
weigerung .) Die se Selb stb e schränkung war mit
Blick auf die B onner B ehörden nicht »unpolitisch« ,
sondern taktisch . Sie brachte dem Au sschuss aller-
dings den Vorwurf ein, einer Einschränkung de s
Grundrechts auf KDV eher entgegenzukommen als
ihr entgegenzuwirken . Hierüber entzündete sich
auch ein interner Konflikt innerhalb des Au sschus-
se s zwischen der IdK (Internationale der Kriegs-
dienstgegener) und den Vertretern der anderen
Mitgliedsverb ände .

Norman Ciezki

Fünfzig Jahre
»Zentralstelle für Recht und Schutz
der Kriegsdienstverweigerer
aus Gewissensgründen«
Eine kritische Analyse
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Von seinem Selb stverständnis wollte der Au s-
schuss ein »Vermittler« zwischen der konservativen
Bundesregierung und den eigenen Mitgliedsver-
b änden sein .

Trotzdem trat er deutlich Restriktionen der
KDV entgegen . Er war gegen einen Zwangsersatz-
dienst für KDVer und wollte stattdessen die Mög-
lichkeit für einen freiwilligen Friedensdienst eröff-
nen . Er hat sich klar für den Schutz j eder Gewis-
sensentscheidung gegen den Kriegsdienst, also
auch z . B . der so genannten » situationsbedingten
KDV« , au sge spro chen . Schließlich protestierte der
Ausschu ss auch öffentlich mit scharfen Worten ge-
gen die Pläne der Bunde sregierung zur Regelung
der KDV, die sp äter in den § § 2 5-2 7 Wehrpflichtge-
setz (WPflG) umgesetzt wurden . D er Vorwurf, dass
die Selb stb e schränkung und der Pragmatismus des
Ausschu sses der Einschränkung von Art. 4 Ab s . 3
GG entgegengekommen wäre , lässt sich meines Er-
achtens so nicht aufrecht erhalten, da er in den
oben ange spro chenen Punkten klare und eindeuti-
ge Po sitionen vertrat. Lediglich in der Frage der
Prüfungsverfahren könnte man darüb er streiten,
ob die Haltung des Au sschusse s gegenüb er der
Bundesregierung zu kompromissb ereit war. D azu
ist allerdings anzumerken, dass er zu die sem Zeit-
punkt nicht grundsätzlich gegen ein Prüfungsver-
fahren war ! D er Ausschu ss setzte sich (lediglich)
dafür ein, dass die Verfahrensregelungen be stimm-
te Kriterien erfüllen sollten . Dies lag auch daran,
dass nicht alle seine Mitgliedsverb ände die KDV als
eigenständigen B eitrag für ein antimilitaristisches
Engagement ansahen, sondern z . B . (nur) als
Schutzbe stimmung für die Gewissensfreiheit des
Einzelnen . Somit war auch eine gewisse Kompro-
misspo sition vorprogrammiert, die ab er z . B . auch
den Schutz von »Ersatzdienstverweigerern aus Ge-
wissensgründen« beinhaltete .

Einflussnahme der Zentralstelle KDV
auf die Ersatzdienstgestaltung

Im Ersatzdienstb ereich hat die au s dem Ausschuss
hervorgegangene Zentralstelle KDV einen großen
Einflu ss ausgeübt und an der Ausgestaltung des Er-
satz-/Zivildienstes wesentlich mitgewirkt. Ihr Vor-
läufer hatte b ereits konkrete Vorstellungen für ei-
nen »Alternativ- bzw. Friedensdienst« entwickelt,
die er in Verhandlungen mit den zuständigen B e-
hörden erörterte . Aufgrund der Empfehlung des
Ausschu sses wurde die Federführung für den Er-
satzdienstb ereich vom Verteidigungsministerium
(B MVg) auf das Arbeitsministerium (BMA) üb er-
tragen . D ort war man auf die sen neuen Aufgab en-
b ereich no ch nicht vorb ereitet und dankb ar für die
Vermittlungs- und Lobbytätigkeit der sp äteren
Zentralstelle KDV. D a die KDV-Antragszahlen Ende
der 1 9 5 0er und Anfang der 1 9 60er Jahre sehr nied-
rig waren, hatte die Bunde sregierung keine Eile ,
ein Ersatzdienstgesetz (ED G) zu verab schieden .

D er Informationsarbeit der Zentralstelle KDV
ist e s u . a. zu verdanken, dass damals die Möglich-
keit der Kriegsdienstverweigerung in großen Tei-
len der B evölkerung b ekannt gemacht wurde . Mit
der Verab schiedung des ED G im Jahre 1 9 60 war e s
der Zentralstelle KDV in vielen Verhandlungen ge-
lungen, Pläne , die den Ersatzdienst als Lager-Ar-
b eitsdienst ge stalten wollten, zu verhindern . D arü-
b er hinau s hatte der Ersatzdienst in vielen Punkten
seinen ursprünglich geplanten, unmittelb ar militä-
rischen B ezug verloren . (Streichung des Luft-/Zivil-
schutze s als Aufgab engebiet der EDL, Ersatzdienst
in der Regel bei gemeinnützigen Organisationen
etc .) Wichtig war auch, dass die Zentralstelle KDV
eine weitgehende Gleichstellung von EDL und
Wehrdienstleistenden durchsetzen konnte , die
auch die gleiche D auer von Ersatzdienst und
Grundwehrdienst b einhaltete .

Allerdings mu ss eingeräumt werden, dass die
niedrige Anzahl von KDVern den Ge setzgeber
wohl auch zu einer nachgiebigeren Haltung gegen-
üb er der Zentralstelle KDV bewegt hat. Unb eweg-
lich zeigte sich die Legislative in den Punkten »Frie-
densdienst« und Strafb estimmungen gegen Ersatz-
dienstverweigerer. Hier gelang es der Zentralstelle
KDV nicht, ihre »Grundsatzforderungen« durchzu-
setzen . Vor dem Hintergrund de s sich verschärfen-
den »Kalten Kriege s« wäre dies auch üb erraschend
gewesen . Die Zentralstelle KDV nahm in die sem
Zu sammenhang die KDVer gegenüber öffentli-
chen Diffamierungen in Schutz und hat hier wichti-
ge Öffentlichkeitsarbeit geleistet.

D as in diesen Jahren für KDVer ungünstige poli-
tische und ge sellschaftliche Klima führte in der Fol-
gezeit dazu , dass die Zentralstelle KDV, abgesehen
von kleinen Verbe sserungen wie z . B . der Ausbil-
dung von EDL, keine weiteren Fortschritte im Er-
satzdienstb ereich in den Verhandlungen mit dem
BMA, dem Bunde sverwaltungsamt und zuständi-
gen Politikern erreichen konnte . Sie musste viel-
mehr wieder Verschlechterungen des Ersatzdiens-
tes entgegentreten . Die Zentralstelle KDV verfolgte
in dieser Situation die Strategie , das öffentliche An-
sehen der EDL zu verb e ssern . Vorstandsmitglieder
b emühten sich auch persönlich darum, dass Ersatz-
dienstplätze für EDL ge schaffen wurden, indem sie
potenzielle Ersatzdienststellen b esuchten und dort
vorsprachen . D amals waren die Vorb ehalte gegen-
üb er den »Drückeb ergern« und »Angsthasen« no ch
weit verbreitet, und man hatte B edenken, die se
Menschen in einer sozialen Einrichtung einzu set-
zen .

Die Zentralstelle KDV rief die EDL zu einer vor-
bildlichen Ableistung ihres Dienstes auf, die die
Ernsthaftigkeit ihrer Gewissensentscheidung un-
ter B eweis stellen sollte . Dies führte dazu , dass die
Ersatzdienststellen sich nach den po sitiven Erfah-
rungen mit den EDL schnell um Ersatz für au sschei-
dende EDL b emühten . Hier b eginnt eine Entwick-
lung, die dazu führte , dass die KDVer üb er die Ab-
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leistung des Ersatz-/Zivildienste s auch gesellschaft-
liche Akzeptanz und Achtung erreichten .

Umstrittener Pragmatismus

Dieser Weg war, wie b ereits angedeutet, auch in-
nerhalb der Zentralstelle KDV nicht unumstritten .
Hier wird das damalige , auf Zu sammenarb eit mit
den staatlichen Stellen angelegte Selb stverständnis
der Zentralstelle KDV deutlich. M an ließ sich durch
Rückschläge nicht entmutigen und b emühte sich
selb st dann no ch um Einfluss auf Entscheidungen
bei B ehörden und Politikern, wenn einzelne Mit-
gliedsverb ände aus grundsätzlichen Erwägungen
zu keinerlei Kompromissen mehr b ereit waren
o der schon die Hoffnung aufgegeb en hatten, dass
wesentliche Verb esserungen erreicht werden
könnten . Die se pragmatische Herangehensweise
hatte den Vorteil, dass schließlich do ch einige Fort-
schritte im Ersatzdienstb ereich erzielt bzw. Ver-
schlechterungen verhindert wurden, so dass im
Laufe der Zeit zentrale Forderungen umge setzt
werden konnten (z . B . b ei der 3 . Novelle de s ED G) .

Nachteilig war b ei die ser Strategie , dass eine
breite Disku ssion üb er die politische B edeutung
der mit der Ersatzdienstregelung vorgenommenen
Einschränkung de s Grundrechts auf KDV verhin-
dert wurde . Dies mag auch ein Grund für die Unter-
stützung der »Vermittlerrolle« der Zentralstelle
KDV durch die zuständigen B ehörden gewe sen
sein, die bis zur Schaffung des »B eirate s für den Zi-
vildienst« regelmäßig Vertreter des BMA zu den
Zentralstellensitzungen entsandten .

E s ist ab er eher unwahrscheinlich, dass die Zent-
ralstelle KDV in diesem Punkt viel hätte bewegen
können . Abgesehen davon, dass sie immer wieder
erklärte , eb enfalls grundsätzlich gegen einen
Zwangsersatzdienst zu sein, nahmen Mitgliedsver-
b ände wie z . B . die IdK eine radikalere Haltung ein
und vertraten diese gegenüb er der Öffentlichkeit
und Politik.

Man kann dies auch als eine Art »Aufgabentei-
lung« ansehen . Jedenfalls verzichtete die IdK mit ih-
rer kompromisslo sen Haltung auf eine unmittelb a-
re und konkrete Einflussnahme auf die Ausgestal-
tung de s Ersatzdienste s . Eine breite politische Dis-
kussion über die grundsätzliche Rechtmäßigkeit,
von KDVern die Ableistung eine s Ersatzdienste s zu
fordern, konnte sie damit allerdings auch nicht er-
reichen . Unter diesem Gesichtspunkt isolierte und
blo ckierte sie sich vielmehr selb st. Durch die Zent-
ralstelle KDV, in der auch Verb ände vertreten wa-
ren, die die Möglichkeit au sloten wollten, üb er den
Ersatzdienst einen Friedensdienst zu realisieren,
konnte die IdK in diesem B ereich ab er denno ch
Einfluss au süben . Somit nahm die Zentralstelle
KDV hier eine wichtige Kommunikations- und In-
tegrationsfunktion wahr, indem es ihr gelang, un-
terschiedliche Ansichten und Politikstile zu verbin-
den .

Politisierung der KDV

Mit der quantitativen Zunahme von KDVern seit
1 9 68 war auch eine qualitative Veränderung ver-
bunden . D em erheblichen Rückgang des religiö-
sen Motivationsfaktors, der bei den KDVern der An-
tragsj ahre 1 9 5 8 bis 1 9 67 no ch eine relativ b edeu-
tende Rolle ge spielt hatte , entsprach eine sprung-
hafte Zunahme politischer Verweigerungsgründe .
Die u . a. durch Studentenb ewegung und Vietnam-
krieg »politisierten« EDL, die nicht selten unter
schlechten B edingungen Hilfsarbeiterdienste leis-
ten mussten, b egannen nun, gegen die Missstände
im Ersatzdienst zu protestieren .

In der Zentralstelle KDV b eob achtete man diese
Entwicklung mit gemischten Gefühlen, da man b e-
fürchtete , dass durch den EDL-Protest die Vorb e-
halte gegenüber KDVern verstärkt werden könn-
ten . Zu diesem Zeitpunkt war die Zentralstelle KDV
eher kein »Sprachrohr« der KDVer/EDL, auch wenn
sie sich in Konfliktfällen für die Intere ssen der Ver-
weigerer einsetzte und die B erechtigung der Pro-
te ste anerkannte . Sie distanzierte sich ab er deut-
lich von Strategien, die in der KDV während de s
Grundwehrdienste s und durch eine entsprechen-
de Agitation die Möglichkeit sahen, die Bundes-
wehr zu »schwächen« .

Durch die 3 . Novelle des ED G wurden schließ-
lich viele alte Forderungen der Zentralstelle KDV
erfüllt (B eirat und Bunde samt für den Zivildienst,
Namensänderung von Ersatz- zu Zivildienst, Heim-
schlaferlaubnis etc .) . Die stark ge stiegenen KDV-
Antragszahlen waren für diesen Fortschritt, eb en-
so wie der Regierungswechsel, förderlich. B eson-
ders die Schaffung des B eirates für den Zivildienst
wurde von der Zentralstelle KDV als wichtiger Er-
folg ange sehen, da damit ihre Kontakte mit den für
den Zivildienst zuständigen B ehörden institutiona-
lisiert wurden . In der Praxis wurden damals ab er
oft Entscheidungen am B eirat vorbei getroffen, der
dann nur no ch nachträglich b eraten sollte , was b e-
reits be schlo ssen worden war. D er für diese Politik
mitverantwortliche (erste) Bundesb eauftragte für
den Zivildienst, Hans Iven, hatte zunächst versucht,
die Ausge staltung des Ersatzdienste s erheblich zu
verschlechtern . Die Zentralstelle KDV wandte sich
eindrücklich gegen die se Pläne . Die se »Verschlech-
terungsversuche« des Ersatzdienstes führten auch
zu kritischen Selb streflexionen der Zentralstelle
KDV.

Sie argumentierte in der Folgezeit politischer
und begann zunehmend , ihre kompromissb ereite
Haltung zu hinterfragen . Weiterhin schürte sie
zwar keine Konflikte und blieb ihrer »Vermittler-
rolle« treu , ab er sie b erücksichtigte z . B . b ei ihren
Verb e sserungsvorschlägen zum Zivildienst o der
zum KDV-Anerkennungsverfahren nicht mehr die
politische Po sition ihres Gegenüb ers und b eachte-
te nun stärker als bisher die Anliegen der KDVer.
Diese Entwicklung wurde auch durch den neuen
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Vor dem Hintergrund sinkender Anerkennungs-

quoten, einer Erhöhung der B eweisanforderungen
in den Ausschüssen für KDV, durch die Rechtspre-
chung des Bunde sverwaltungsgerichts, die straf-
rechtliche Verfolgung von (no ch) nicht anerkann-
ten KDVern, die manche zur Flucht ins Au s-
land/West-B erlin o der gar in den Suizid trieb en,
und vor dem Hintergrund von weiteren Diffamie-
rungen und Diskriminierungen/B erufsverb oten
der KDVer im Zuge de s so genannten »Radikalener-
lasses« verschärfte sich auch die öffentliche Kritik
der Zentralstelle KDV, die sich in die ser B eziehung
nun sehr deutlich als Interessenvertreter der
KDVer präsentierte und ihr anfängliche s Selb stver-
ständnis als »neutrale Stelle« endgültig ablegte .

In einer damaligen Stellungnahme der Zentral-
stelle KDV heißt e s : »Für Kriegsdienstverweigerer
ist Gewissensfreiheit bei uns so etwas geworden
wie das Recht auf freie Meinungsäußerung in einer
Diktatur. (. . . ) E s [ das Recht auf KDV] ist in Wahrheit
nur no ch die Karikatur eine s Menschenrechte s .
(. . . ) Wer Preise für die Gewährung von Menschen-
rechten verlangt, die in der Verfassung garantiert
sind , macht die Verfassung zum Spielb all der Inte-
re ssen de s Staate s und den Staat damit zum Un-
rechtsstaat. «

Die Zentralstelle KDV machte die Unzulänglich-
keiten der Prüfungsverfahren öffentlich . Von Ul-
rich Finckh stammte die Charakterisierung als »In-
quisitionsverfahren« , die in der Öffentlichkeit, den
Kirchen und weiteren Verb änden aufgenommen
wurde und den Legitimationsverlust der Anerken-
nungsverfahren verstärkte . D er Druck auf den Bun-
de stag, die KDV in D eutschland zu reformieren,
wurde damit erhöht. Nach der »Politisierung« der
KDVer erfolgte nun die »Politisierung« der Zentral-
stelle KDV, die we sentlich durch den Unwillen de s
Ge setzgebers verursacht worden war, eine Novelle
vorzulegen, die die KDV unter dem Gesichtspunkt
eines »Menschenrechts auf Gewissensfreiheit« li-
b eralisierte und sich statt dessen an dem Aspekt
der »Verteidigungsfähigkeit« , dem »B edarf der Bun-
de swehr« sowie den hohen KDV-Antragszahlen ori-
entierte .

Die Politisierung und »Radikalisierung« der
Zentralstelle , die durch das Urteil des Bunde sver-
fassungsgerichts (BVerfG) von 1 978 , einem der
umstrittensten Urteile in der Geschichte der Bun-
de srepublik, verstärkt wurde , führte ab er nicht da-
zu , dass sie ihre B emühungen um unspektakuläre
Vermittlung zwischen B ehörden und KDVern und
ihre pragmatische Lobbyarb eit einstellte . Ab er sie
intensivierte nun ihre Öffentlichkeitsarb eit, die
durchaus scharfe Kritik beinhalten konnte .

Die s lag auch am Wechsel des Vorsitzenden der
Zentralstelle KDV. Hatten Siegmund-Schultze und
danach Kloppenburg durch ihre persönlichen
Kontakte und ihren B ekanntheitsgrad viel b ewir-
ken können und entsprechende B e achtung erhal-
ten, so fehlte dies Finckh zu B eginn seiner Arb eit

Vorsitzenden Ulrich Finckh und durch eine engere
Anbindung der Zentralstelle KDV an die Mitglieds-
verb ände in Gang gesetzt. Auf den Mitgliederver-
sammlungen nahm die politische Diskussion über
aktuelle Entwicklungen der KDV nun einen größe-
ren Raum ein .

Obwohl die Zentralstelle KDV Ende der
1 9 60er/Anfang der 1 970er Jahre extreme Ver-
schlechterungen de s Ersatzdienste s zu verhindern
half und durch das neue ZD G viele ihrer alten For-
derungen erfüllt wurden, die auch zu einer deutli-
chen B eruhigung der Ersatzdienstdiskussion führ-
ten, konnte sie mit dem Erreichten nicht zufrieden
sein . Die s lag daran, dass neue B enachteiligungen
der KDVer in Kauf genommen werden mussten (z .
B . Verlängerung des Zivildienste s) .

Ihrer konstruktiven, kompetenten und kontinu-
ierlichen Arb eit für das Recht auf KDV verdankte
die Zentralstelle KDV auch ihre b eginnende öffent-
liche Anerkennung. Sie zeigte sich zunächst in dem
Empfang des Zentralstellenvorstandes b eim Bun-
de spräsidenten und anschließend in der B e set-
zung des B eirate s für den Zivildienst, in dem »sechs
Vertreter von Organisationen, die sich mit der Ver-
tretung der Interessen der Kriegsdienstverweige-
rer und der Zivildienstleistenden befassen« ( § 2 a
ZD G) sein müssen, die von der Zentralstelle KDV
vorge schlagen werden .

D arüb er hinaus war sie nun ein »natürlicher« An-
sprechp artner für Politiker aller Parteien in B ezug
auf die geplante Reform des Anerkennungsverfah-
rens . Sie wurde von den staatlichen Stellen als kom-
petenter und kritischer Partner/Gegner ernstge-
nommen, was sich u . a. daran b elegen lässt, dass sie
als sachverständige Organisation zu den Anhörun-
gen b ei den KDV-Novellierungsverfahren eingela-
den wurde und dass Politiker in ständigem Brief-
wechsel mit der Zentralstelle KDV standen bzw. an
ihren Mitgliederversammlungen und sonstigen B e-
sprechungen teilnahmen .

B e schränkte sich die Zentralstelle KDV in den
1 9 5 0er und 1 9 60 er Jahren no ch darauf, den Ablauf
und die Ausge staltung des Anerkennungsverfah-
rens zu kritisieren (z . B . Verhandlungsführung und
Parteilichkeit de s Vorsitzenden) sowie Verb esse-
rungsvorschläge zu machen, so forderte sie seit An-
fang der 1 970er Jahre grundsätzlich die Ab schaf-
fung des Prüfungsverfahrens für KDVer. Trotzdem
war sie b ereit, auf die Reformvorschläge des Bun-
de stages zu warten und ganz konkret darauf einzu-
gehen, anstatt einen eigenen Gesetzentwurf au szu-
arb eiten .

Die s schlo ss ab er nicht au s, dass sie die vorgeleg-
ten Ge setzentwürfe heftig kritisierte und sich mit
Grundsatzerklärungen an die Öffentlichkeit wand-
te . Die s hatte zur Folge , dass ihr von ihren An-
sprechp artnern aus dem Politikb ereich vorgewor-
fen wurde , dass sie mit no ch so berechtigten »Maxi-
malforderungen« keine Verb esserungen der kon-
kreten Situation der KDVer erreichen könne .
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für die Zentralstelle KDV. In der Folgezeit erreichte
er j edo ch einen Grad an öffentlicher B ekanntheit,
der den seiner Vorgänger übertraf. Finckh setzte
die s b ewusst ein und konnte sicher sein, dass seine
kritischen Äußerungen in der Presse aufgenom-
men und somit auch Wirkung auf die zuständigen
B ehörden und Politiker entfalten würden .

Von au sschlaggeb ender B edeutung für die ge-
steigerte Öffentlichkeitswirkung Finckhs und der
Zentralstelle KDV war die Normenkontrollklage
vor dem BVerfG 1 978 . E s ist Finckh und der Zentral-
stelle zu verdanken, dass die fragwürdigen, wenn
nicht sogar manipulativen Statistiken des BMVg
aufgedeckt und öffentlich gemacht wurden (Kon-
trollfunktion der Zentralstelle) . Sie konnte sich da-
mit in der Öffentlichkeit und b ei Fachleuten als
kompetente und zuverlässige Anwältin für die KDV
profilieren . Dies führte auch zu einem Zuwachs an
Mitgliedsverb änden . B ei aller Kritik, die die Zent-
ralstelle KDV an der KDV-Novelle von 1 97 7 ge äu-
ßert hatte , hätte diese Reform do ch einige Wün-
sche der Zentralstelle KDV erfüllt und zu einer we-
sentlichen Erleichterung de s KDV-Anerkennungs-
verfahrens und vor allem zu einer Entkriminalisie-
rung der KDV geführt. Nach dem Scheitern der
KDV-Novelle war j edo ch die Reformb edürftigkeit
des KDV-Rechts allgemein anerkannt, woran die
Zentralstelle KDV ebenfalls ihren Anteil hatte .
Nach dem Urteilsspruch de s BVerfG entstanden
viele Rechtsunsicherheiten und Verfahrensunklar-
heiten . Hier hat die Zentralstelle KDV einen wichti-
gen B eitrag geleistet, die se Probleme in Verhand-
lungen mit den zuständigen B ehörden und der di-
rekten Hilfestellung für die b etroffenen KDVer aus-
zuräumen .

Erfolgreiche Lobbyarbeit

Ende der 1 970er Jahre äußerte die Zentralstelle
KDV sich immer häufiger öffentlich zu aktuellen
Fragen der KDV im In- und Ausland . Im Zuge der
stärker werdenden Friedensb ewegung, die auch
die offene Frage der KDV-Reform weiter politisier-
te , b etonte sie b ei der KDV nicht »nur« den Schutz
der Gewissensfreiheit des KDVers, sondern auch
den Prote st gegen Rüstungspolitik.

Zu diesem Zeitpunkt knüpfte sie verstärkt Kon-
takte zu au sländischen KDV- und Friedensorganisa-
tionen und wandte sich z . B . auch mit Briefen und
Eingab en an die Vereinten Nationen, den Minister-
rat des Europ arate s und an das Europ äische Parla-
ment. Sie setzte sich in einem Schreib en an den
neuen Präsidenten der USA, Jimmy C arter, sogar
für eine B egnadigung von US-amerikanischen Viet-
nam-D eserteuren ein . Ihr Hauptanliegen blieb
ab er eindeutig die weitere Einflu ssnahme auf eine
Reform de s KDV-Rechts in D eutschland .

Die Lobbytätigkeit der Zentralstelle KDV hat we-
sentlich dazu beigetragen, dass der Bundestag am
3 . Juli 1 9 8 0 sowohl den CDU/CSU-, als auch den mo-

difizierten SPD/FDP Gesetzentwurf zur KDV-Neu-
regelung ablehnte , da b eide Gesetze die Situ ation
der KDVer verschlechtert hätten . Durch eine ver-
stärkte Öffentlichkeitsarb eit vergrößerte sie den
Druck auf die Legislative , einen neuen Reformver-
such der KDV zu unternehmen . Sie mischte sich in
den Bundestagswahlkampf 1 9 8 0 ein, veröffentlich-
te viele Pre sseerklärungen und veranstaltete Pres-
sekonferenzen sowie einen großen Kongress im
Frühj ahr 1 9 8 1 und eine öffentlichkeitswirksame
Veranstaltung anläßlich ihre s 2 5-j ährigen Jubilä-
ums . Sie trat für die völlige Ab schaffung de s Prü-
fungsverfahrens ein, ohne den Politikern eigene
Kompromissvorschläge vorzulegen .

Die Regierungsko alition sah sich j edo ch von
zwei Seiten in ihrem Handlungsspielraum einge-
schränkt. Einerseits gab e s das BVerfG-Urteil von
1 978 , das es nicht erlaubte , das Prüfungsverfahren
au szu setzen, ohne den Zivildienst als »gewissens-
prüfende« Alternative zu verschlechtern . Anderer-
seits hatte die CDU/CSU im Bundesrat eine Mehr-
heit, so dass die Regierung b ei Veränderungen de s
Zivildienstes auf deren Zustimmung angewie sen
war. D e shalb entsprach die SPD-Ge setzesvorlage
vom März 1 9 8 2 in vielen Punkten schon dem sp äter
von CDU/C SU und FDP verab schiedeten KDV-Neu-
ordnungsgesetz . Die se s im »Schnellverfahren« ver-
ab schiedete »Prob egesetz« (weil zeitlich befristet)
b edeutete eine klare Verschlechterung der Rechts-
lage der KDVer, da es von KDVern sowohl die Ablei-
stung eines um ein Drittel verlängerten und »verlä-
stigten« Zivildienste s und ein schriftliches bzw.
mündliche s Prüfungsverfahren abverlangte . D a-
rum wurde e s b ei der Anhörung im Bundestag
auch weitgehend kritisiert und allgemein abge-
lehnt.

Nach der Verab schiedung der KDV-Neurege-
lung war es wieder die Zentralstelle KDV, die in vie-
len Gesprächen und Verhandlungen mit der Exe-
kutive die gesetze stechnischen M ängel und Verfah-
rensunklarheiten zu be seitigen half. Die ständige
konstruktive Kritik an dem neuen Gesetz hat si-
cherlich auch zu seiner liberalen Praktizierung ge-
führt, da man die Funktionstüchtigkeit des »Prob e-
gesetze s« unter B eweis stellen wollte . D as KDV-
Neuregelungsgesetz (KDVNG) hätte auch diskri-
minierender ausfallen können, zumal viele Politi-
ker innerhalb der CDU/C SU angesichts der Ho ch-
zeit der Friedensb ewegung der Auffassung waren,
dass wirksame Sperren gegen einen Missbrauch
des Rechts auf KDV errichtet werden müssten .
D ass derartige Pläne nicht re alisiert wurden, lag u .
a. an der FDP, ab er zu einem gewissen Anteil auch
an der bisherigen Tätigkeit der Zentralstelle KDV,
die in der Vergangenheit die Öffentlichkeit immer
wieder üb er die Missstände des alten KDV-Aner-
kennungsverfahrens , z . B . anhand von Fallschilde-
rungen nicht anerkannter KDVer, informiert hatte .

Die Zentralstelle KDV rief nicht zu den Protest-
aktionen gegen das KDVNG auf, sondern b e-
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schränkte sich darauf, den ZDL, die sich an Streik-
aktionen b eteiligt und nun S anktionen zu b efürch-
ten hatten, zur Seite zu stehen . Sie setzte ihre Hoff-
nung auf eine Korrektur de s KDVNG durch die
Normenkontrollklage vor dem BVerfG und unter-
stützte hierzu die Kläger. Allerdings erklärte das
BVerfG nun die KDV-Neuregelung in den we sentli-
chen Punkten mehrheitlich für verfassungskon-
form . Auch diesmal konnte die Zentralstelle KDV,
b estätigt durch den Bundesrechnungshof, nach-
weisen, dass vor Gericht vom BMVg mit zumindest
»missverständlichem« Zahlenmaterial gearb eitet
wurde . Die Zentralstelle KDV unterzog das BVerfG-
Urteil einer harten Kritik und b ezeichnete es als ei-
nen »Staatsstreich der Ju stiz« . Sie verfiel j edo ch
nicht in eine polemische Urteilsschelte , sondern
setzte sich konstruktiv mit der Urteilsb egründung
auseinander und b enutzte e s zu weiterer Öffent-
lichkeitsarb eit.

Anders als die Jahre zuvor fand ab er Mitte/Ende
der 1 9 8 0er Jahre die scharfe öffentliche Kritik der
Zentralstelle KDV, die no ch 1 9 84 für ihr Engage-
ment mit dem Gustav-Heinemann-Bürgerpreis und
dem Fritz-B auer-Preis ausgezeichnet worden war,
wenig B e achtung . D er entscheidende Grund hier-
für lag in der lib eralen Handhabung de s schriftli-
chen Anerkennungsverfahrens und den hohen An-
erkennungsquoten des Bunde samtes für den Zivil-
dienst (BAZ) . Die s bewirkte eine we sentliche »Ent-
problematisierung« und damit auch eine »Entpoli-
tisierung« der Kriegsdienstverweigerung. (E s ist
nur b edingt richtig, von einer »Entpolitisierung«
der KDVer zu sprechen . D as KDVNG hat weniger
die KDVer »entpolitisiert« , als vielmehr die »Politi-
sierung« weiterer KDVer erschwert.)

Verstärkt wurde die ser Effekt durch die ge sell-
schaftliche Anerkennung und Akzeptanz der KDV
durch die Leistungen der »Zivis« , während p arallel
dazu B erichte über sinnlo se Routinedienste und Al-
koholexze sse während der Grundwehrdienstzeit
de ssen öffentliches Ansehen minderte . Repräsen-
tative B evölkerungsumfragen ergaben, dass zum
ersten Mal im Jahr 1 9 8 5 die po sitive B ewertung der
KDV üb erwog und 1 9 8 8 mu sste das BMVg zur
Kenntnis nehmen, dass das Ansehen eine s KDVers
das eine s Wehrdienstleistenden üb ertraf. D er Zivil-
dienst erschien gesellschaftlich mindestens eb en-
so »wichtig« wie der Wehrdienst, da der B etrieb vie-
ler sozialer Einrichtungen ohne ZDL nicht mehr
vorstellb ar erschien . Selb st aus den Reihen der
CDU wurde den ZDL Re spekt gezollt.

Kehrseite der »Normalisierung«

D as »Politikum Kriegsdienstverweigerung« wurde
in den 1 9 8 0er Jahren wieder mehr zu einer »indivi-
duellen Problematik« . D adurch wurde die bisher
uneingelö ste Forderung der Zentralstelle KDV
nach einer rechtlichen Regelung, die das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung uneinge schränkt ge-

währleistet, nicht nur in der Öffentlichkeit, son-
dern auch bei den KDVern selb st immer weniger
registriert.

Die se Entwicklung hatte ihren Ursprung in der
schon angesprochenen Praxis des BAZ, das schrift-
liche Anerkennungsverfahren großzügig zu hand-
haben und damit hohe Anerkennungsquoten zu er-
zeugen . D as pragmatische Eintreten für die Intere s-
sen der KDVer durch die Zentralstelle KDV unter-
stützte diese Entwicklung. Sie trug somit wesent-
lich dazu b ei, dass die KDV für die meisten KDVer
auch keine »individuelle Problematik« , sondern
nur no ch eine »individuelle Angelegenheit« dar-
stellte . Durch ihre Alternativberichte zum KDVNG
und ihre auf den Anhörungen der Bundestagsau s-
schüsse geäußerte Kritik leistete sie einen wichti-
gen B eitrag, dass nachträglich weitere Verb esse-
rungen de s KDVG vorgenommen wurden (z . B . D a-
tenschutzb estimmung, Ab schaffung der »Drittel-
automatik« und aktuell wieder gleiche D auer von
Wehr- und Zivildienst) .

Obwohl die CDU/CSU-geführte Bunde sregie-
rung der KDV deutlich mehr Vorb ehalte entgegen-
brachte als die frühere SPD-geführte Bunde sregie-
rung, änderte dieser Punkt nichts an den Ein-
flussmöglichkeiten der Zentralstelle KDV. Dies lag
daran, dass sie mittlerweile etabliert war, ihre Kon-
takte zu den B ehörden teilweise institutionalisiert
waren und dass in der B evölkerung die KDVer in-
zwischen akzeptiert wurden . B e sonders auch die
weiter steigenden KDV-Antragszahlen b ewirkten,
dass der Einfluss der Zentralstelle KDV nicht ab-
nahm . Er machte sich ab er nun in erster Linie in der
konkreten Hilfe für KDVer, die manchmal auch zu
grundsätzlichen Verb esserungen im KDV-/Zivil-
dienst-B ereich führte , deutlich . Ihre Hauptforde-
rungen nach der Ab schaffung des Prüfungsverfah-
rens und Ersetzung des Zwangs-Zivildiensts durch
die Möglichkeit, freiwillig einen Friedensdienst zu
leisten, spielten in der politischen Auseinanderset-
zung und auch innerhalb der Zentralstelle KDV
(fast) keine Rolle mehr.

Die Öffentlichkeit nahm die grundsätzliche Dis-
kriminierung der KDVer, die durch die längere Zi-
vildienstdauer no ch am ehesten deutlich wurde , ei-
gentlich nicht mehr wahr. In dieser Situation b e-
gann sich die Zentralstelle KDV verstärkt mit ande-
ren KDV-Entwicklungen zu b e schäftigen . D azu ge-
hörten z . B . die Intensivierung von europ äischen
KDV-Kontakten und die B eschäftigung mit der spe-
ziellen Situation von Asylb ewerbern und Au s- und
Übersiedlern .

Im Vordergrund der sonstigen Arb eitsb ereiche
stand b esonders die Hilfe für die Totalverweigerer.
Die Zentralstelle rief nicht zur Totalverweigerung
auf, ab er sie machte auf b esonders krasse Einzelfäl-
le aufmerksam und wandte sich b esonders gegen
die D oppel- und Mehrfachb estrafung . Auch die in-
direkte Einflußnahme des BMVg auf die Justiz wur-
de von ihr heftig kritisiert.
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Wehrpflicht und Totalverweigerung

Durch die Au seinandersetzung mit dem Thema
»Totalverweigerung« entwickelte sich in der Zent-
ralstelle KDV langsam auch ein grundsätzlich kriti-
sches Verhältnis zur »Allgemeinen Wehrpflicht« .
Seit dem Ende de s Kalten Krieges fordert die Zent-
ralstelle KDV die Ab schaffung der Wehrpflicht, da
sie ihre Legitimation verloren hab e . Ihre Forde-
rung nach Ersetzung des Prüfungsverfahrens
durch ein Fe ststellungsverfahren und nach einem
freiwilligen Friedensdienst statt eine s Zwangs-Zi-
vildienste s wird dagegen nicht mehr offensiv ver-
treten, da die Ab schaffung der Wehrpflicht diese
Probleme und auch die Problematik der Totalver-
weigerung lö sen würde .

Die Zentralstelle KDV entwickelte nun eine
»D oppelstrategie« : Auf der einen Seite setzte sie ih-
re pragmatische Arb eit für die Gewissensfreiheit
der KDVer fort und half so vielen jungen M ännern,
ihre Rechte durchzusetzen . Sie leistete Anfang der
1 9 9 0er Jahre wertvolle Informationsarb eit für die
» Golfkriegsverweigerer« und b e sonders für die
KDVer aus den neuen Bundesländern . Die Zentral-
stelle KDV deckte die fehlende Wehrgerechtigkeit
auf und sorgte damit auch für die Aussetzung der
geplanten Wehr- und Zivildienstverlängerung . Auf
der anderen Seite wandte sie sich nun verstärkt der
Frage der Allgemeinen Wehrpflicht zu und b ear-
beitete darüb er hinaus z . B . auf Fachtagungen die
Themen »Allgemeine Dienstpflicht« und Totalver-
weigerung .

Mit der Argumentation, dass die Wehrpflicht die
Gewissensfreiheit der KDVer einschränke , setzte
sie sich nun grundsätzlich mit dem Ausgangspunkt
aller KDV- und Zivildienstprobleme auseinander.
Im Sinne von »bis auf die Wurzel gehend« ist die
Zentralstelle KDV radikaler geworden . Sie stellt
zwar nicht das Militär in Frage , das war nie ihre Auf-
gab e , auch wenn einige Mitgliedsverb ände b etont
antimilitaristisch sind , ab er sie b eeinflusst die poli-
tische Disku ssion grundlegender als j emals zuvor.
Auch auf dieser Eb ene konnte die Zentralstelle
KDV Erfolge verbuchen .

Ulrich Finckh bilanzierte 1 9 97, dass »wir b ei al-
len drei Themenbereichen [Wehrpflicht, Dienst-
pflicht, Totalverweigerung ] einiges erreicht ha-
ben . Die Idee , eine allgemeine Dienstpflicht an
Stelle der Wehrpflicht einzuführen, scheint vom
Tisch zu sein . (. . . ) Die Kritik an der Wehrpflicht
ging auch von uns aus , angefangen mit der lange
Zeit fehlenden Wehrgerechtigkeit. (. . . ) Gegenüb er
dem Zwangsinstrument Wehrpflicht zugunsten
der im Grundge setz verankerten Gewissensfrei-
heit und Friedensverpflichtung hab en wir viele
Menschen kritisch gemacht, ab er no ch nicht das
Ziel erreicht. (. . . ) Die dritte Frage − Totale Kriegs-
dienstverweigerung − hängt natürlich eng mit der
Wehrpflicht zusammen . Ohne Wehrpflicht käme
niemand in die Situation, eine ge setzlich geregelte

Die Mitgliedsverbände
der Zentralstelle KDV
Aktionsgemeinschaft Dienst
für den Frieden (AGDF)

Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend
in der Bundesrepublik D eutschland e .V. (aej)

Arbeitsstelle Frieden
und Abrüstung e .V

Bund freireligiö ser
Gemeinden D eutschlands

D eutsche Friedensgesellschaft −
Internationale der Kriegsdienstgegner (DFG/IdK)

D eutsche Friedensgesellschaft − Vereinigte Kriegs-
dienstgegnerInnen e .V. (DFG-VK)

D eutscher Bundesjugendring (DBJR)

D eutscher Gewerkschaftsbund ,
Abteilung Jugend (D GB-Jugend)

D eutsches Mennonitisches
Friedenskommitee

EIRENE − Internationaler Christlicher
Friedensdienst e .V.

Evangelische Arb eitsgemeinschaft zur B etreuung
der Kriegsdienstverweigerer (EAK)

Evangelische Jugend Thüringen

Evangelische StudentInnengemeinde
in der Bundesrepublik D eutschland (E SG)

Grüne Jugend

Internationale der Kriegsdienstgegner e .V. (IDK)

Internationaler Versöhnungsbund −
D eutscher Zweig

Jungsozialisten in der SPD

Kamp agne gegen Wehrpflicht,
Zwangsdienste und Militär

Komitee für Grundrechte
und D emokratie e .V.

Pax Christi

Pfarramt für Kriegsdienstverweigerer,
Zivildienstleistende und Friedensarbeit
der Evang . Lande skirche in Württemberg

Religiö se Gesellschaft der Freunde (Quäker)
D eutsche Jahre sversammlung e .V.

Republikanischer Anwältinnen
und Anwälteverein e .V. (RAV)

Service Civil International −
D eutscher Zweig

Sozialistische Jugend D eutschlands −
Die Falken

Vereinigung Evangelischer Freikirchen,
AG 8 − B etreuung der KDV und ZDL

Zentralstelle KDV
Sielstraße 40 , 2 6345 Bockhorn
Telefon 04453-986 48 88 , Fax 986 48 90
eMail Zentralstelle. KDV@t-online. de
Internet www. zentralstelle-kdv. de

Spendenkonto 10 0 08 5 0
Sp arkasse Bremen, BLZ 2 90 5 01 01
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Pflicht abzulehnen und deswegen kriminalisiert zu
werden . Immerhin hab en wir (. . . ) mitgeholfen, die
Problematik deutlich zu machen . (. . . ) Die öffentli-
che Disku ssion üb er Dienstpflicht, Wehrpflicht
und Totale Kriegsdienstverweigerung ist in unse-
rem Sinne vorangekommen . «

Die Bunde stagswahl 1 9 9 8 führte zu einem Re-
gierungswechsel und in der Folgezeit gab e s weite-
re Fortschritte für die KDVer (z . B . gleiche D auer
von Wehr- und Zivildienst; Ab schaffung der Au s-
schüsse und Kammern für KDV) . Allerdings wurde
die Hoffnung, dass die rot-grüne Bundesregierung
die Wehrpflicht ab schaffen würde , enttäuscht. Tat-
sächlich scheint die Erfüllung dieser Forderung
der Zentralstelle KDV in weite Ferne gerückt zu
sein, da die aktuelle Bunde sregierung au s CDU/
C SU und SPD die Wehrpflicht scheinb ar so lange
wie möglich aufrecht erhalten mö chte .

2 0 0 1 startete die Zentralstelle KDV die Informa-
tionskamp agne »Wehrdienst? − Zivildienst − NULL-
Dienst ! « , mit der sie dazu rät, einen KDV-Antrag erst
dann zu stellen, wenn tatsächlich eine Einb erufung
zur Bundeswehr vorliegt. Durch die zunehmende
Einberufungsungerechtigkeit b estehe so eine gro-
ße Chance , gar keinen Dienst leisten zu müssen .
Nach Erhalt des Einb erufungsbe scheides könne
dann ein schneller KDV-Antrag die Einb erufung
verhindern und das KDV-Verfahren mit großer
Aussicht auf Erfolg gestartet werden . (Tatsächlich
sank im Laufe der kommenden Jahre die Anzahl der
KDV-Anträge von Ungedienten .) Wie b ereits er-
wähnt, hatte die Zentralstelle KDV 4 0 Jahre zuvor
die KDVer noch zu einer vorbildlichen Ableistung
de s Ersatzdienste s aufgerufen, um die Ernsthaftig-
keit ihrer Gewissensentscheidung unter B eweis zu
stellen . Die s zeigt deutlich, welche Entwicklung
die Zentralstelle hier genommen hat.

Fazit

Zu sammenfassend darf bilanziert werden, dass die
Zentralstelle KDV die Entwicklung des KDV-Rechts
in der Bunde srepublik D eutschland wesentlich b e-

einflu sst und mitge staltet hat. Sie ist als kompeten-
ter, kritischer Partner und Kontrahent von Verwal-
tung, Politik und Parlamenten anerkannt und wird
ernstgenommen . Auch von den Medien und der Öf-
fentlichkeit wird sie in Hinsicht auf Informationen
und Stellungnahmen als zuverlässige Institution
angesehen und von den KDVern selb st als qu alifi-
zierte und erfolgreiche Helferin erfahren . Ulrich
Finckh b ezeichnete die Zentralstelle als »Lobby in
dem Sinne , wie es das Amt de s Wehrb eauftragten
für die Soldaten ist« , als »Ombudsmann ohne offizi-
ellen Auftrag« und als »Bundesklagemauer« . D arü-
b er hinaus war sie sowohl ein »Vermittler« , als auch
ein »Sprachrohr« der KDVer und ZDL. Ein Vermitt-
ler war sie insoweit, als die Anliegen der KDVer den
B ehörden deutlich gemacht wurden und umge-
kehrt. Ein Sprachrohr war sie , weil sie immer die In-

tere ssen der KDVer vertrat und sich sp ätestens seit
Anfang der 1 9 60er Jahre auch nicht mehr als »neut-
rale« Stelle verstand . Durch ihre B eratungsarb eit
für die KDVer hat sie eine »B asisanbindung« , die die
mancher ihrer Mitgliedsverb ände übertrifft. Sie ist
zwar eine Institution für die Interessen der KDVer,
aber nicht der KDVer, sondern eine gemeinsame
Einrichtung ihrer Mitgliedsverb ände . D eshalb wa-
ren ihre inhaltlichen Grundsatzpo sitionen immer
die Punkte , denen alle Mitglieder zu stimmen konn-
ten . D er gemeinsame Ansatzpunkt als einem brei-
ten Bündnis von unterschiedlichsten Mitgliedsver-
b änden, die teilweise selb st wiederum D achorga-
nisationen anderer Verb ände sind , war und ist die
Gewissensfreiheit der KDVer. Die se menschen-
rechtliche Herangehensweise mit den Handlungs-
eb enen Einzelfallhilfe , Öffentlichkeitsarbeit und
Lobbyarb eit war effektiver als z . B . eine rein antimi-
litaristische Herangehensweise . Die Zentralstelle
KDV als ein nicht diskreditiertes Bündnis ermög-
lichte damit eine kontinuierliche Intere ssenvertre-
tung, was für langfristige Fortschritte im KDV/ZD-
B ereich notwendig war. Partiell wurde die pragma-
tische Herangehensweise der Zentralstelle KDV,
die eine ihrer Stärken darstellt, auch als ihre Schwä-
che ange sehen, da sie zugleich » systemstabilisie-
rend« wirke , weil die Durchführung des Anerken-
nungsverfahrens und des Zivildienstes »entproble-
matisiert« werde . Tatsächlich ist es ihr ab er gelun-
gen, viele praktische Schwierigkeiten im KDV/ZD-
B ereich zu lö sen, so daß die KDV heute für die meis-
ten KDVer keine Probleme mehr beinhaltet. Ohne
die Zentralstelle KDV würde sich die Situation der
KDVer heute sicherlich schlechter darstellen .

Und was p assiert mit der Zentralstelle KDV,
wenn eine s Tage s in D eutschland doch no ch die
Wehrpflicht abgeschafft werden sollte ? Sie wäre
auch dann no ch nicht üb erflüssig. Sicherlich wäre
sie nicht mehr in dem heutigen Umfang aktiv, aber
solange e s eine Armee in D eutschland gibt, deren
Soldaten j ederzeit das KDV-Recht in Anspruch neh-
men können, wäre sie die Organisation, die deren
Interessen vertritt und Rechte schützt. Erst wenn
das KDV-Grundrecht eine Selb stverständlichkeit
geworden ist, wird e s der Zentralstelle KDV nicht
mehr b edürfen .

Dr. Norman Ciezki ist Dipl. -Politologe und seit
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»Für das Rech t a ufKriegsdienstverweigerung. Ein-

fluß und Bedeutung der Zen tralstelle für Rech t
und Sch u tz der Kriegsdienstverweigerer a us Ge-
wissensgründen e. V. « vo n Norman Ciezki (Agen-
da- Verlag, Münster 1999).


